
sondere aber die nachteiligen Folgen von 
Wettbewerbsbeschränkungen für Handel 
und Entwicklung der Entwicklungsländer 
ausschalten und deren Maßnahmen, die 
auf Teilnahme am Welthandel gerichtet 
sind, zum Erfolg verhelfen. 
In Abschnitt В werden die grundlegenden 
Begriffe >wettbewerbsbeschränkende Ge­
schäftspraktiken«, marktbeherrschende 
Stellung« und »Unternehmen« definiert 
und der Anwendungsbereich der Grund­
sätze und Regeln festgelegt. 
Der anschließende Abschnitt  С bestimmt 
die Grundsätze, nach denen sich wettbe­
werbspolitische Maßnahmen und ihre 
Durchführung generell zu richten haben. 
Die in Abschnitt D, dem Herzstück, aufge­
stellten Regeln und Grundsätze fordern 
Unternehmen zunächst auf, die im Lande 
ihrer Tätigkeit geltenden Gesetze zu  ach­
ten, mit den zuständigen Behörden zusam­
menzuarbeiten und ihnen Auskünfte über 
Vereinbarungen zu geben, und zwar (im 
Rahmen der geltenden Gesetze und des 
öffentlichen Interesses) auch dann, wenn 
sich Unterlagen im Ausland befinden. Un­
ternehmen sind weiter gehalten, kartell­
artige Absprachen wie Preis­ und Kondi­
tionenabsprachen, Marktaufteilungen u. ä. 
zu unterlassen, es sei denn, sie stehen 
unter einheitlicher Leitung und sind da­
durch an unabhängigen Entscheidungen 
gehindert. Schließlich werden Unterneh­
men aufgefordert, ihre marktbeherrschende 
Stellung nicht durch Preisdumping und 
Verdrängungswettbewerb, Preisdiskriminie­
rung (beispielsweise zu Lasten Konzern­
fremder) und ähnliche Praktiken auszu­
nutzen. 

Die abschließenden drei Abschnitte be­
handeln Fragen der Wettbewerbspolitik 
und ­gesetzgebung auf nationaler (Ab­
schnitt E) und internationaler Ebene (Ab­
schnitt F) sowie die Rolle, die internatio­
nale Institutionen bei Konzeption und 
Durchführung der aus ihnen folgenden 
Maßnahmen spielen sollen (Abschnitt G). 
III. Entscheidend zum erfolgreichen Ab­
schluß der Verhandlungen dürfte beigetra­
gen haben, daß im wesentlichsten Punkt 
der Meinungsverschiedenheiten ein Kom­
promiß gefunden werden konnte: Die In­
dustrieländer wollten ihre Kartellgesetzge­
bung nicht durch internationale Regeln 
eingeschränkt sehen; nach nationalem 
Recht erlaubte Geschäftspraktiken, etwa 
Exportkartelle, sollten international nicht 
als unzulässig gelten. Die  Entwicklungs­
länder wollten die Anwendung der Wett­
bewerbsregeln auf solche Geschäftsprakti­
ken beschränken, die ihren Bemühungen 
um Handel und Entwicklung entgegenlie­
fen, und wettbewerbswidrige Praktiken da­
her dann von der Geltung der Regeln aus­
nehmen, wenn sie diesen Bemühungen 
dienten. 

Da eine für alle Parteien akzeptable For­
mulierung auf allgemein­abstrakter Ebene 
wohl kaum gefunden werden kann, wurde 
die Lösung des Problems auf die Anwen­
dungsebene verlagert. Die Grundsätze und 
Regeln sehen insoweit vor, daß ihre An­
wendung unter dem Gebot der Berücksich­
tigung der jeweiligen, klar zum Ausdruck 
gebrachten Interessen anderer nationaler 
Gesetzgeber steht. Das besondere Inter­
esse der Entwicklungsländer, das eine 
Vorzugsbehandlung ihrer Unternehmen 

rechtfertigt, ist die Förderung des Aufbaus 
einer einheimischen Industrie. 
Ob die Grundsätze und Regeln zur Errei­
chung der gesetzten Ziele beitragen wer­
den, wird daher nicht zuletzt davon ab­
hängen, ob nationale Gesetzgeber und 
Kartellbehörden sie unter Berücksichtigung 
der Interessen aller Betroffenen anwenden. 

Sto 

UNCTAD: Ü b e r e i n k o m m e n ü b e r  den g r e n z ü b e r ­

schreitenden multimodalen G ü t e r v e r k e h r (32) 

Am 27. Mai 1980 hat eine im Rahmen der 
Welthandelskonferenz (UNCTAD) tagende 
diplomatische Konferenz ein Internationa­

les Übereinkommen über den internatio­
nalen multimodalen Güterverkehr — das 
erste UNCTAD­Übereinkommen im Bereich 
des privaten Beförderungsrechts — ver­
abschiedet (UN­Doc.TD/MT/CONF/15.) Un­
ter multimodalem Verkehr versteht man die 
Beförderung von Gütern mit zwei oder 
mehr verschiedenen Verkehrsmitteln (See­
schiff, Binnenschiff, Flugzeug, Eisenbahn, 
Straße) aufgrund eines einheitlichen,  neu­
artigen Vertrags. Der multimodale Verkehr 
hat in den letzten Jahren weltweit vor 
allem durch die Containerisierung stark 
zugenommen. In der Praxis spielen die 
Container­Verkehre der Seeschiffahrt die 
weitaus größte Rolle. Vielfach übernehmen 
schon heute Reeder zugleich die Funktion 
eines Unternehmers des multimodalen 
Verkehrs. Es ist deshalb nicht verwunder­
lich und durchaus sachgerecht, daß sich 
das Übereinkommen teilweise wörtlich an 
das 1978 in Hamburg erarbeitete, nach 
vorbereitenden Studien von UNCTAD in 
erster Linie von der UN­Kommission für 
internationales Handelsrecht (UNCITRAL) 
betreute UN­Obereinkommen über die Be­
förderung von Gütern auf See (Hamburger 
Regeln; vgl. VN 3/1978 S.101f.) anlehnt. 
Naturgemäß konnten die Besonderheiten 
des Luftverkehrs, der bei multimodalen 
Beförderungen ebenfalls herausragende 
Bedeutung hat, nicht in gleichem Maße be­
rücksichtigt werden wie die der Schiffahrt. 
Das Übereinkommen beruht auf überaus 
langwierigen Vorbereitungsarbeiten, an de­
nen das Römische Institut für die Verein­
heitlichung des Privatrechts (UNIDROIT), 
das Comité Maritime International (CMI), 
die UN­Wirtschaftskommission für Europa 
(ECE) und die Zwischenstaatliche Beraten­
de Seeschiffahrts­Organisation (IMCO) An­
teil hatten. Für das Schicksal des Vorha­
bens wurde es entscheidend, daß die Ent­
wicklungsländer von einer rein privatrecht­
lichen Regelung des sehr kapitalintensi­
ven multimodalen Verkehrs Nachteile für 
ihre Entwicklung befürchteten und an dem 
Zustandekommen der früheren Entwürfe 
nicht ausreichend beteiligt waren. Die vom 
Wirtschafts­ und Sozialrat der Vereinten 
Nationen organisierte Welt­Container­Kon­
ferenz beauftragte deshalb 1972 UNCTAD 
mit einer Studie über die wirtschaftlichen 
Auswirkungen des multimodalen Verkehrs; 
seitdem ist die Zuständigkeit hierfür auf 
UNCTAD übergegangen. In sechs mehr­
wöchigen Tagungen einer internationalen 
Vorbereitungsgruppe wurde schließlich ein 
Konventionsentwurf erarbeitet, in dem auch 
die Interessen der Entwicklungsländer im 
Hinblick auf ihren Außenhandel, ihre  Zah­
lungsbilanz und ihre nationale Verkehrs­

politik berücksichtigt wurden. Die Konfe­
renz mußte einen Interessenausgleich so­
wohl unter den vielfach zerstrittenen  Indu­
striestaaten als auch zwischen deren Ge­
samtheit und den Entwicklungsländern her­
beiführen. 
Das Übereinkommen regelt vor allem die 
Haftung der an dem multimodalen Verkehr 
beteiligten Personen. Insbesondere sieht 
es bei nicht lokalisierbaren Schäden, die 
sich nicht auf die Beförderung mit einem 
bestimmten Verkehrsmittel zurückführen 
lassen und die im multimodalen Verkehr, 
vor allem im Container­Verkehr, überwie­
gen, eine einheitliche Mindesthaftung des 
Unternehmers vor. Weitere Schwerpunkte 
sind Vorschriften über die Beförderungs­
dokumente, über die gerichtliche und 
außergerichtliche Geltendmachung sowie 
über die Verjährung von Ansprüchen. Die 
Fertigstellung des Übereinkommens erwies 
sich deshalb als besonders problematisch, 
weil die Entwicklungsländer bestrebt wa­
ren, auch öffentlich­rechtliche Regelungen 
über die Lizenzierung von Unternehmern 
des multimodalen Verkehrs, Konsultatio­
nen, Ladungslenkung und anderes mehr in 
das Übereinkommen aufzunehmen. Das 
Übereinkommen anerkennt lediglich das 
souveräne Recht der Staaten, in den Gren­
zen des Völkerrechts auch solche Fragen 
zu regeln. Darüber hinaus wurden recht­
lich unverbindliche Richtlinien über die 
zollrechtliche Behandlung des Transitver­
kehrs in das Übereinkommen aufgenom­
men. Die Verhandlungsziele der Bundes­
republik Deutschland, die sich von Anfang 
an um eine konstruktive Mitarbeit bemühte, 
konnten weitgehend verwirklicht werden. 
Das Übereinkommen dürfte sich als ein 
durchaus brauchbares Instrument der Ver­
einheitlichung und Vereinfachung des 
Transportrechts in einem immer bedeutsa­
mer werdenden Bereich des internationa­
len Verkehrs erweisen. Bz 

UNCTAD: Integriertes Rohstoffprogramm, neue 

Zwischenbilanz — Einigung bei Vertrag Ober Ge­

meinsamen Fonds (33) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 3/1978  S.96f. fort.) 
I. Von den 18 Erzeugnissen der Rohstoff­
liste des integrierten Programms der UN­
Handels­ und Entwicklungskonferenz 
(UNCTAD­Resolution 93(IV) vom 30. Mai 
1976) waren vier am 30. Juni 1980 Gegen­
stand von Rohstoffabkommen: Kaffee, Na­
turkautschuk, Zinn und Zucker. Naturkau­
tschuk ist 1979 hinzugekommen, Kakao 
1980 vorerst ausgeschieden. Darüber  hin­
aus gibt es unverändert ein Olivenölab­
kommen, womit dem Programmpunkt 
»Pflanzenöle einschließlich Olivenöl und 
Ölsaaten« immerhin teilweise Genüge ge­
tan ist. Nachfolgend werden nur die  Roh­
stoffe der UNCTAD­Liste von 1976 behan­
delt, für die ein Abkommen besteht oder 
bestanden hat. 
Das Kaffee­Übereinkommen von 1976 — 
endgültig in Kraft getreten am  I.August 
1977 — gilt bis zum 30. September 1982; 
das Zuc/cer­Abkommen von 1977 (dazu: 
VN 1/1978 S.28) — endgültig in Kraft ge­
treten am 2. Januar 1980 — soll eine Lauf­
zeit von fünf Jahren haben. Letzterem ist 
die EG immer noch nicht beigetreten. 
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Dem Z/nn-Übereinkommen von 1975 — in 
Kraft seit dem 14. Juni 1977 — verbleibt 
noch eine Geltungsdauer von einem Jahr, 
nämlich bis zum 30.Juni 1981. Notfalls wird 
es verlängert werden müssen — dann, 
wenn ein Nachfolgeabkommen nicht bei­
zeiten zustandekommt. Die erste Vertrags­
konferenz (U.April—16. Mai 1980 in Genf) 
ist an unüberbrückbaren Gegensätzen ge­
scheitert. Die Hauptproduzenten (Malaysia, 
Bolivien, Thailand, Indonesien) waren mit 
dem Status quo insgesamt zufrieden, woll­
ten also keine tiefgreifende Veränderung 
der durch das noch geltende Abkommen 
getroffenen Regelung. Demgegenüber en­
gagierten sich die Vereinigten Staaten als 
führender Abnehmer für einen Systemwan­
del: Abschaffung der Exportkontrollen, da 
diese die Preise künstlich hoch hielten und 
den Produktivitätsfortschritt hemmten; Auf­
stockung des Warenausgleichslagers — 
mithin des einen verbleibenden Regulie­
rungsinstruments — von 20 000 auf 70 000 
Tonnen. Es bestand Einvernehmen darüber, 
daß der >Bufferstock< künftig nicht nur 
von den Erzeugern, sondern auch von den 
Verbraucherländern gespeist werden wür­
de. Umstritten war indessen, ob man mit 
direkten Beiträgen der Mitgliedstaaten aus­
kommen solle (so die USA), oder ob auch 
weiterhin auf Anleihen zurückgegriffen 
werden dürfe. Erst gegen Schluß der Kon­
ferenz unterbreiteten auch die EG einen 
konkreten Vorschlag, dessen Kompromiß­
charakter unverkennbar ist: Zum einen ein 
zweigliedriges Lagersystem mit einem di­
rekt zu finanzierenden Hauptlager von 
35 000 Tonnen und einem über Anleihen 
und Regierungsgarantien auszustattenden 
kleineren Zusatzlager; zum anderen Mög­
lichkeit der Einführung von Exportkontrol­
len durch den Zinnrat. — Mit einer ra­
schen Einigung ist hier kaum zu rechnen. 
Bei Kakao hat der Fehlschlag der Bemü­
hungen um ein neues Abkommen bereits 
dazu geführt, daß das alte Abkommen von 
1975 (dazu: VN 6/1975 S.183) — endgültig 
in Kraft seit dem 7. November 1978 — am 
31. März ausgelaufen ist, ohne daß ein 
Nachfolger bereitstünde. Zentraler Streit­
punkt war die Bestimmung des unteren 
Interventionspreises. Die Ausfuhrländer be­
standen unerschütterlich auf 120 Cents/ 
Pound und waren vor allem auch deshalb 
nicht kompromißbereit, weil sie glaubten, 
sie könnten ihre Interessen notfalls — 
oder sogar vorzugsweise — durch Bildung 
eines Produzentenkartells verwirklichen. 
Anfang Juli 1980 betrug der Weltmarkt­
preis allerdings nur noch ca. 100 Cents. 
Das Nafur/caufscftufr-Übereinkommen von 
6. Oktober 1979, das zunächst als erster 
greifbarer Erfolg im Rahmen des integrier­
ten Rohstoffprogramms gefeiert worden 
war, hat sich mithin im nachhinein als 
Ausgleich für den Rückschritt bei Kakao 
erwiesen. Das neue Abkommen, das — so­
fern es dann von Staaten, auf die zusam­
mengenommen je 65 vH der Welterzeu­
gung bzw. des Weltverbrauchs entfallen, 
ratifiziert ist — am I.Oktober 1980 vor­
läufig in Kraft treten soll, sieht als Stabili­
sierungsinstrument einen Pufferstöcke vor, 
der ein Ausgleichslager von 400 000 Ton­
nen sowie ein Reservelager von 150 000 
Tonnen umfassen soll (geschätzte Kosten: 
450 Mill US-Dollar). Die finanziellen Lasten 
sollen von Erzeugern und Vebrauchern ge­

meinsam getragen werden. Der Referenz­
preis soll zunächst 1 US-Dollar/Kilo betra­
gen, allerdings der Anpassung an verän­
derte Weltmarktverhältnisse fähig sein. Es 
wird dem >Bufferstock< obliegen, dafür 
Sorge zu tragen, daß die Marktpreise nicht 
mehr als 20 vH vom Referenzpreis abwei­
chen. Daneben gibt es Höchst- und Min­
destpreise (entsprechend etwa 1,29 bzw. 
0,74 US-Dollar). Eine Verbindung zu dem 
künftigen Gemeinsamen Rohsioffonds ist 
bereits ausdrücklich vorgesehen (wie vor­
her schon in dem Zucker-Abkommen von 
1977 und dem Olivenöl-Übereinkommen 
von 1979). Malaysia, Hauptproduzent von 
Naturkautschuk, hat das Regulierungsab­
kommen als erster Staat ratifiziert. 
Das 0//Ve/?ö/-Übereinkommen vom 30. März 
1979 ist bereits am 5. Februar 1980 in 
Kraft getreten. Es ersetzt das alte Abkom­
men von 1963, das nach mehreren Ände­
rungen und Verlängerungen am 31. Dezem­
ber 1979 ausgelaufen ist. Auch das neue 
Abkommen verzichtet wie bereits sein Vor­
gänger auf dirigistische Maßnahmen, setzt 
also auf Marktbeobachtung, Prognosen und 
Werbung. Neu sind dagegen Bestimmun­
gen über technische Hilfe bzw. die Weiter­
gabe von Technologie, mit der namentlich 
weniger entwickelte Erzeugerländer ange­
sichts stagnierender Nachfrage zu kosten­
senkenden und die Wettbewerbsfähigkeit 
fördernden Innovationen instandgesetzt 
werden sollen. Das Abkommen soll zu­
nächst bis zum 31. Dezember 1984 gelten. 
II. Am 27. Juni 1980 ist in Genf der Ab­
kommenstext für den Gemeinsamen Roh-
stoffonds fertiggestellt worden (zu der 
Grundsatzentscheidung vom 20. März 1979 
vgl. das Schaubild in VN 3/1979 S.97). 101 
Länder waren auf der Vertragskonferenz 
vertreten. Die Ratifikationsschwelle für das 
Inkrafttreten ist hoch: erforderlich ist die 
Bindungserklärung von mindestens 90 
Staaten, die für zwei Drittel der Direktbei­
träge von insgesamt 470 Mill US-Dollar 
aufkommen. (Eine weitere Bedingung — 
Leistung von wenigstens der Hälfte der 
freiwilligen Beiträge zu dem Zweiten 
Schalter des Fonds, also dem für andere 
als preispolitische Maßnahmen bestimmten 
— ist bereits erfüllt, da insoweit mittler­
weile Zusagen über 215 der insgesamt 
vorgesehenen 280 Mill Dollar vorliegen.) 
Es wird gleichwohl die Hoffnung gehegt, 
der Gemeinsame Fonds, um dessen Sitz 
sich Amsterdam, London und Manila be­
werben, werde in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1981 seine Arbeit aufnehmen kön­
nen. NJP 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Weltgesundheitsorganisation: Pocken weltweit 
ausgerottet (34) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an 
den Bericht in VN 5/1979 S.182f. an.) 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat 
in den drei Dekaden ihres Bestehens ihre 
Arbeit auf verschiedene Schwerpunkte ge­
richtet. Einmal war es das öffentliche Ge­
sundheitswesen der Mitgliedstaaten, wel­
ches in seiner Planung unterstützt wurde, 
zum anderen hat die WHO den anstecken­

den, den tropisch-parasitären und später 
den chronischen Krankheiten besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. 
Der Feldzug gegen die Pocken, seit Jahr­
hunderten eine der Geißeln der Mensch­
heit, ist gegen Ende der sechziger Jahre 
mit einer neuen Strategie in eine neue und 
letzte Phase getreten. Es war die mit dem 
Namen des amerikanischen Arztes Hen­
derson verbundene Entscheidung, nicht 
mehr durch Massenimpfung der Seuche 
Herr zu werden, sondern die Pockenträ­
ger individuell aufzuspüren, welche zum 
Erfolg geführt hat. Am 8. Mai 1980, wäh­
rend der Jahresversammlung der WHO 
in Genf, wurde die vollständige Ausrot­
tung der Pocken erklärt. Das bedeutet, wie 
WHO-Generalsekretär Halfdan Mahler aus­
führte, daß es nun möglich ist, die Massen­
impfungen einzustellen. Daß dies nicht nur 
ein gesundheitlicher, sondern auch ein 
ökonomischer Erfolg ist, läßt sich daraus 
ersehen, daß die Industrienationen etwa 
1 200 Mill US-Dollar pro Jahr sparen 
können und daß somit der wirtschaftliche 
Nutzen alle Erwartungen übersteigt. 
Der letzte Fall der endemischen Pocken 
wurde am 26. Oktober 1977 in Somalia 
registriert. Die Weltgesundheitsversamm­
lung hat jetzt die Staaten aufgerufen, die 
gesetzlich vorgeschriebene Impfung der 
Bevölkerung gegen Pocken einzustellen 
und den Grenzübertritt von Reisenden 
ohne den Nachweis der Pockenimpfung zu 
erlauben. Schon am 8. Mai hatten 68 Staa­
ten oder Territorien die Zwangsimpfung 
gegen Pocken aufgehoben. Nur vier Län­
der verlangen (Stand: Mitte Juli) noch den 
Impfnachweis bei der Einreise: Dschibuti, 
Madagaskar, Kamputschea und der 
Tschad. Der Generaldirektor der WHO hat 
die Mitgliedsländer aufgerufen, die Mittel, 
die durch den Wegfall der Pockenimpfung 
freigeworden sind, in andere Aktivitäten zu 
investieren, um die Gesundheit der Welt­
bevölkerung zu verbessern. Dieser Auf­
ruf knüpft an die Deklaration von Alma 
Ata (1978) an, welche die Hoffnung aus­
drückt, daß >Gesundheit für alle< bis zum 
Jahre 2000 verwirklicht werden kann. 
Selbst wenn diese Erwartung sehr hoch 
gegriffen ist, hat das Beispiel der Aus­
rottung der Pocken gezeigt, wie man 
durch sorgfältige Planung und Hingabe 
aller Beteiligten zu einem Ergebnis kom­
men kann, welches in der Geschichte der 
Gesundheitsdienste ohne Beispiel ist. 
Wie lange noch Impfstoff bereitgehalten 
werden muß, um allen Eventualitäten eines 
wohl sehr unwahrscheinlichen, aber theore­
tisch möglichen Wiederauftretens der Pok-
ken sofort zu begegnen, ist eine Frage, 
die in den einzelnen Ländern wohl unter­
schiedlich beurteilt wird. Zur Zeit werden 
insgesamt 200 Mill Impfstoffeinheiten auf 
Lager gehalten, welche in Speziallaborato­
rien hergestellt und bereitgehalten werden. 
Zusätzliche Einheiten können im Notfall 
sehr rasch zur Verteilung gelangen. Nur 
die USA und die UdSSR sollen künftig 
Laboratorien mit virulenten Kulturen für 
Forschungsvorhaben unterhalten. 
Inwieweit andere parasitäre oder Infek­
tions-Krankheiten ausgerottet werden kön­
nen, hängt von vielen Faktoren ab, von de­
nen einige wesentlich schwerer zu beein­
flussen sind, als es bei den Pocken der 
Fall war. Whm 
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